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AlleOpfer?Vonwegen!
DieGegnerderPensionskassenreformkritisiereneineSenkungdesUmwandlungssatzesund redenvon
«Rentenklau».Daspotenziell viel grössereProblem ist aber ein ganzanderes.Von Albert Steck

Rentenbschiss» lautet das neue Schlag-
wort der Gewerkschaften. Diese
Woche haben sie ihre Abstimmungs-
kampagne gegen die Reform der be-

ruflichenVorsorge lanciert. Für die Versicher-
ten sei die Vorlage ein «ganz schlechtes Ge-
schäft», meinte Vania Alleva vor denMedien.
Die Vizepräsidentin des Gewerkschafts-
bundes klagte: «Das ist ein Rentenklau, anders
kannman das nicht sagen.»

Die Empörung richtet sich gegen die ge-
plante Senkung des Umwandlungssatzes für
die Mindestrente. Dieser Satz ist wichtig,
denn er definiert, in welche Altersrente das
angesparte Kapital umgewandelt wird. Weil
die Lebenserwartung steigt, muss der Satz
sinken. Sonst sind die Pensionskassen ge-
zwungen, Gelder von den Erwerbstätigen zu
den Pensionierten umzuschichten.

Werden die Rentner mit der Reform «be-
klaut», wie das die Gewerkschaften suggerie-
ren? Die FirmaBSSVolkswirtschaftliche Bera-
tung hat in einer Studie durchgerechnet, wie
viele Personen vonder Vorlage betroffen sind.
Die grosseMehrheit der Versicherten, rund 85
Prozent, gehört zu jenen Pensionskassen, die
den Umwandlungssatz schon bisher gesenkt
haben, um die Umverteilung von Jung zu Alt
zu stoppen. Sie alle bleiben somit verschont.

Daneben gibt es gemäss BSS-Studie aber
170000 Personen, die mit tieferen Renten
rechnenmüssen. Diese Zahl sei realistisch, be-
stätigt auchRoger Baumann, Gründungspart-
ner des Vorsorgeberaters C-alm. «Diese Fälle
hätteman zumTeil verhindern können. Dazu
hätte das Parlament die Vorlage handwerklich
geschickter erarbeitenmüssen.»

Dass 170000 Versicherten eine Einbusse
droht, ist vor allem deshalb schwer zu erklä-
ren, weil die Reform kostspielige Zuschüsse
plant, um genau solche Verluste zu verhin-
dern. Dabei hat das Parlamentmit der grossen
Kelle angerichtet. Laut Schätzungen ver-
schlingen diese Leistungen mehr als 11 Mil-
liarden Franken. Die Folge ist ein zweiter
«Rentenbschiss», den die Gewerkschaften
aber geflissentlich unter den Tisch wischen.
Laut BSS-Studie profitieren nämlich 400000
Versicherte von einem solchen Zuschuss – und
dies, obwohl sie vom tieferen Umwandlungs-
satz gar nicht betroffen sind und ihre Rente
entsprechend auch nicht sinkt.

Das liegt andenKriterien, die einBegünstig-
ter laut Reform erfüllen muss. Die Zahlungen
gehenausschliesslich aneineÜbergangsgene-
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ration von 15 Jahrgängen. Im besten Fall sind
es 2400 Franken pro Jahr – je näher vor der
Pensionierungmansteht, destomehrGeldgibt
es. Hinzu kommt als weiterer Faktor das an-
gesparte Alterskapital: Liegt dieses unter
220000 Franken, erhält man den vollen Zu-
schuss. Bis 440000FrankennimmtderBetrag
stufenweise ab. Darüber gehtman leer aus.

Zuschüsse mit der Giesskanne
Der PK-Experte Roger Baumann bezweifelt
allerdings, dass eine solche Verteilung nach
dem Giesskannenprinzip Sinn ergibt. «Viele
Versicherte aus der Übergangsgeneration er-
haltenmit der BVG-Reform eine Zuwendung,
die sachlich nicht gerechtfertigt ist. Offenbar
wollte die Politik dem Volk einen Anreiz
geben, damit dieses an der Urne für die Vor-
lage stimmt.»

Das Fragwürdige am geplanten Mechanis-
mus: Von den Versicherten mit weniger als
440000 Franken Alterskapital gehört nur
eineMinderheit zu jenen Pensionskassen, die
den Umwandlungssatz senkenmüssen. Aus-
serdem zählen auch viele Leute aus dieser
Gruppe zur wohlhabenden Bevölkerung. Das
gilt zumBeispiel für eine verheiratete Akade-
mikerin, die wegen der Mutterschaft eine be-
rufliche Pause eingelegt hat, oder für den
Expat, dermit 50 in die Schweiz zog und des-
halb weniger lang in die berufliche Vorsorge
einzahlen konnte.

Schlimmer noch: «Die Regelung führt zu
Fehlanreizen. Versicherte könnten versuchen,
ihr PK-Guthaben bis 65 bewusst unter der
Limite von 440000 Franken zu halten», sagt
Baumann.Wer sich dennoch in die Pensions-
kasse einkaufe oder das Arbeitspensum er-
höhe, werde bestraft.

Hinzu komme ein grosser bürokratischer
Mehraufwand, davor warnt der Experte. Bei
vielen wichtigen Fragen sei das künftige Vor-
gehennoch völlig unklar: «Wie behandeltman
zum Beispiel PK-Guthaben, die bei einer
Scheidung übertragen wurden? Und wie ver-
hindert man, dass Versicherte weitere, nicht
deklarierte Freizügigkeitsgelder besitzen?»

Beim Gros der Pensionskassen kommt der
von denGewerkschaften beklagte Rentenklau
ohnehin kaum vor. Denn ihre Leistungen
gehen deutlich über das gesetzlicheObligato-
rium hinaus. So liegen der «NZZ am Sonntag»
die Zahlen derMigros-Pensionskasse vor: Von
den 51000 erwerbstätigen Versicherten
wären lediglich 23 von einer Senkung des ge-
setzlichenUmwandlungssatzes tangiert. Ganz
anders sieht es bei den Zuschüssen aus:
19000 Versicherte gehören zur Übergangs-
generation. 8000von ihnen erhalten bei einer
Annahme der Reform Ausgleichszahlungen,
obschon ihre Rente gar nicht sinkt.

DieMigros-Pensionskasse will sich auf An-
frage nicht zur Vorlage äussern. Viele andere
Kassen aber berichten von ähnlichenVerhält-
nissen – was in der Branche entsprechend zu
Unmut führt. «Wir haben unsere Hausaufga-
ben gemacht und die Umverteilung von Jung
zu Alt gestoppt», kritisiert der Leiter einer
führenden Pensionskasse, der nicht nament-
lich genannt werden will. «Unsere Versicher-
ten sind im Schnitt Mitte 30, und diese sollen
jetzt das unsinnige Geschenk für die Über-
gangsgeneration bezahlen.»

Tatsächlich haben die Zuschüsse einen
hohen Preis. Für die Finanzierung ist ein zu-
sätzlicherLohnabzugvonanfänglich0,24Pro-
zent oder maximal 339 Franken im Jahr ge-
plant. Der PK-Experte Baumann geht davon
aus, dass der Betrag über die Jahre weiter an-
steigenwird.DieGelder fliessendanach inden
sogenannten Sicherheitsfonds, von wo sie an
die jeweiligenPensionskassenverteiltwerden.

Dochwie kommt es, dass trotz dem teuren
und aufwendigen Systeman Zuschüssen rund
170000Versichertemit tieferenRenten rech-
nenmüssen? Ein Teil dieser Personen sei bei
der Konzeption der Vorlage «irgendwie ver-

gessen» gegangen, erklärt Roger Baumann.
Durch ihr Profil hätten diese Leute gleich dop-
pelt Pech und würden zwischen Stuhl und
Bank fallen.

Erstens gehören sie einer finanzschwachen
Pensionskasse an, deren Leistungen nahe am
gesetzlichen Obligatorium liegen. Es handelt
sich also um jene 15 Prozent der Kassen, die
den Umwandlungssatz nicht gesenkt haben.
Zweitens haben sie mit ihrem Lohn im Be-
reich von etwa 75000 bis 88000 gerade so
viel Alterskapital angespart, dass sie die
Limite von 440000 Franken knapp übertref-
fen und damit das Anrecht auf Zuschüsse ver-
lieren. «Wenn man schon Kompensationen
bezahlen will, so hätte man diese möglichst
konsequent auf jene Versicherten beschrän-
ken sollen, deren Renten effektiv sinken»,
kritisiert Baumann.

Unerreichbare Renditevorgaben
Dass dieses leidige Ringen um Zuschüsse
überhaupt entstanden ist, liegt an einem Sys-
temfehler: Das Parlament hat den Umwand-
lungssatz für den obligatorischen Teil der
zweitenSäule imGesetz festgeschrieben.Die-
ser Satz istmit 6,8Prozentunrealistischhoch.
Bei der heutigen Lebenserwartung bedeutet
er nämlich, dass eine PK an den Finanzmärk-
ten eine jährliche Rendite von 4,9 Prozent er-
zielen muss. Mit der BVG-Reformwürde der
Umwandlungssatz zwar auf 6,0 Prozent sin-
ken. Das entspräche aber immer noch einer
schwer erreichbarenRendite von3,75Prozent.

Weil aber die allermeisten Kassen Leistun-
genanbieten,welcheüberdieobligatorischen
Vorgaben hinausgehen, konnten sie auch den
Umwandlungssatz auf ein angemessenes
Niveau senken. Im Schnitt sind es derzeit 5,3
Prozent. Bei etwa 15 Prozent der Kassen fehlt
jedochder finanzielle Spielraum,umsich von
den Fesseln des Gesetzgebers zu befreien.
Dort müssen die Erwerbstätigen für die über-
höhtenRentenderPensioniertenaufkommen.

Eine vernünftige Lösung – ohne «Renten-
bschiss» – bestünde somit darin, dass jede
Pensionskasse eigenverantwortlich entschei-
den kann, wie sie ihr Kapital zwischen den
Aktiven und den Rentnern aufteilen will. Das
würde bedeuten, die Höhe des Umwand-
lungssatzes aus dem Gesetz zu streichen.
Stattdessen aber hat sich das Parlament für
ein teures Flickwerk entschieden.Was die Ge-
werkschaften prompt nutzen, um Stimmung
gegen die berufliche Vorsorge zumachen.
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Bei der Migros-
Pensionskasse
wären nur 23
Versicherte von
einer tieferen
Rente betroffen.
Trotzdem
sollen 8000
einen Zuschuss
erhalten.


